Sg 


Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 
—— Nr. 17. —— 


(Nr. 9675.) Kirchengeſetz, betreffend die Errichtung eines Landeskirchen-Fonds zur Abſtellung 
kirchlicher Nothſtände in der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz 
Hannover. Vom 30. Mai 1894. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 1. 


verordnen für die evangeliſch-lutheriſche Kirche der Provinz Hannover mit Zu 
ſtimmung der Landesſynode, was folgt: 


§. 1. 

Für die evangeliſch⸗lutheriſche Kirche der Provinz Hannover wird ein 
Landeskirchen⸗Fonds begründet zu dem Zwecke, aus Mitteln der geſammten Landes⸗ 
kirche außerordentlichen Nothſtänden innerhalb der Kirche abhelfen zu können. 

Der Landeskirchen⸗Fonds wird vom Landes⸗-Konſiſtorium verwaltet. 


$. 2. 

Für den Landeskirchen⸗Fonds wird eine Kirchenſteuer erhoben im jährlichen 
Geſammtbetrage von Eins vom Hundert der von den Mitgliedern der evangeliſch⸗ 
lutheriſchen Landeskirche zu zahlenden Staatseinkommenſteuer. 

In den Fonds fließen außerdem die freiwilligen Zuwendungen, welche 
demſelben gemacht werden. 


$. 3. 

Der Geſammtbetrag der Kirchenſteuer (§. 2) wird durch das Landes- 
Konſiſtorium von ſechs zu ſechs Jahren je nach Maßgabe der für das laufende 
Etatsjahr veranlagten Staatseinkommenſteuer feſtgeſtellt und auf die Bezirks⸗ 
ſynodalkaſſen nach Verhältniß der Staatseinkommenſteuer, zu welcher die den 
Bezirken der betreffenden Bezirksſynoden angehörenden Mitglieder der evangeliſch— 
lutheriſchen Landeskirche veranlagt ſind, vertheilt. 

Die Feſtſtellung und Vertheilung gilt je für das laufende und die fünf 
nachfolgenden Jahre. 

Eine Abänderung des Vertheilungsfußes kann jedoch vom Landes⸗ 
Konſiſtorium mit Zuſtimmung des ſtändigen Ausſchuſſes der Landesſynode auch 
in der Zwiſchenzeit angeordnet werden, wenn erhebliche Veränderungen in der 
Grundlage des Vertheilungsfußes eingetreten ſind. 

Abrundungen nach unten oder oben bis zu fünf vom Hundert der in Ber 
tracht kommenden Summe ſind zuläſſig. 
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$. 4. 

Der Beitrag, welchen die Bezirksſynodalkaſſen nach §. 3 zum Landes: 
kirchen-Fonds zu zahlen haben, iſt von den Parochialkirchenkaſſen, ſoweit dieſe 
dazu ausreichen und, wenn nicht im Falle der Unzulänglichkeit Dritte ganz oder 
theilweiſe für ſie einzutreten haben, ſonſt von den Kirchengemeinden des Bezirks 
zu decken. 

Dabei wird der Fuß der Vertheilung auf die gedachten Kaſſen beziehungs— 
weiſe Gemeinden von jeder Bezirksſynode unter Genehmigung der Kirchenregierung 
feftgefeßt. Bis dieſe Feſtſetzung erfolgt, gilt der für die Bezirksſynodalkoſten feſt⸗ 
geſetzte Beitragsfuß. 


§. B. 

Die Mittel des Landeskirchen⸗Fonds ſollen dazu verwendet werden „Hülfe 
bei Nothſtänden in der Landeskirche zu gewähren „ ſofern die Kräfte der zur Ab— 
ſtellung des Nothſtandes Verpflichteten dazu nicht ausreichen. 

Insbeſondere ſollen ſie deshalb dazu helfen, neue Parochialbildungen in 
raſch anwachſenden Bevölkerungsmittelpunkten zu ermöglichen. 

Die Verwendungen werden vom Landes-Konſiſtorium mit Zuſtimmung 
des ſtändigen Ausſchuſſes der Landessynode beſchloſſen. Durch die Beſchlüſſe 
darf jeweilig nur über die Mittel verfügt werden, welche in dem betreffenden 
und dem nächſtfolgenden Jahre mit Einrechnung der aus den Vorjahren über⸗ 
kommenen Mittel zur Verfügung ſtehen. 


$. 6. 

Aus dem Landeskirchen-Fonds dürfen vom Landes⸗Konſiſtorium Geiſtlichen 
beim erſten Eintritt in das Pfarramt verzinsliche und regelmäßig abzutragende 
Darlehen bis zum Geſammtbetrage von jährlich 12000 Mark unter Bedingungen 
gewährt werden, welche dafür vom Landes ⸗Konſiſtorium im Einverſtändniſſe mit 
dem ſtändigen Ausſchuſſe der Landesſynode feſtzuſtellen find. 

Ein Verzeichniß der gewährten Darlehen iſt alljährlich dem ſtändigen Aus⸗ 
ſchuſſe der Landesſynode mitzutheilen. 

$. 7. 

Die über den Landeskirchen-Fonds geführte Jahresrechnung iſt nach ihrer 

Reviſion dem ſtändigen Ausſchuſſe der Landessynode zur Einſicht vorzulegen. 
§. 8. 

Das Landes-Konſiſtorium wird mit Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin im Schloß, den 30. Mai 1894. 


(I. S.) Wilhelm. 
i Boſſe. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


